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Halbzeitbilanz der GroKo aus integrations- und migrationspolitischer Sicht 

In den Koalitionsverhandlungen wurde schnell klar, dass die Union insbesondere in unserem Themenkomplex weit von sozialdemokratischen Positionen weg 

liegt und in Teilen in einen Wettbewerb mit den Rechtspopulisten eingestiegen ist. Der Koalitionsvertrag war deshalb schon weit außerhalb des erträglichen für 

uns als Fachgremium der SPD. Dementsprechend fällt es schwer ein Urteil über die Arbeit der GroKo zu liefern. Wir haben dabei versucht, zu berücksichtigen, 

OB ein im Koalitionsvertrag festgehaltener Punkt umgesetzt wurde, aber auch WIE die konkrete Umsetzung aussah. Das Ergebnis der nachstehenden 

Detailauswertung: 

4x  7x    12x  

Wir kommen eindeutig zum Schluss, dass die Arbeit der GroKo in diesem Bereich wenig mit sozialdemokratischer Politik zu tun hat. Wir haben es nicht 

verhindern können, dass der schon schwierige Koalitionsvertrag in Teilen noch restriktiver ausgelegt wurde. Betrachtet man zudem die Überschriften der 

letzten 1,5 Jahre, dann wird es nicht besser. Man denke nur an die Diskussionen über Zurückweisungen an den deutschen Grenzen oder das ganze Desaster um 

Hans-Georg Maaßen. Auch der Anspruch eigene Erfolge mit der Neuauflage der GroKo besser zu kommunizieren und schwierige Kompromisse nicht abfeiern zu 

wollen, ist deutlich verfehlt worden. Durch die Kombination des Migrationspaketes mit seinen zahlreichen schwierigen Aspekten mit dem Einwanderungsgesetz 

verpuffte der größte Erfolg im Koalitionsvertrag. Zudem wurde das Migrationspaket mit seinen weit über den Koalitionsvertrag hinausragenden Restriktionen 

erneut hochgelobt.  

Betrachtet man diesen Bereich isoliert, so wäre das Ende der Großen Koalition konsequent und richtig im Sinne sozialdemokratischer Politik. 

Koalitionsvertrag Ergebnis der GroKo 

  

Am 20.2.2019 wurde die Fachkommission Integrationsfähigkeit 
konstituiert. Bisher liegen noch keine Ergebnisse vor.  
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Am. 3.7.2019 hat die Bundesregierung die Berufung der Mitglieder der 
Fachkommission "Fluchtursachen" beschlossen. Die Kommission wird 
die Ursachen von Flucht und irregulärer Migration definieren und 
Vorschläge für eine Minderung der Fluchtursachen erarbeiten. Bis Ende 
2020 wird sie der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag 
einen Bericht mit konkreten Handlungsempfehlungen vorlegen.  

  

Quotenverteilung bzw. Übernahme von Geflüchteten aus den 
Grenzländern der EU funktioniert – trotz ursprünglich großem Lob für 
den Europa-Abschnitt – so gut wie gar nicht. Teilweise gab es sogar 
Schritte zurück. Die Diskussion und der Koalitionskrach um 
Zurückweisungen an den deutschen Grenzen im Sommer 2018, die vom 
Innenminister forciert wurde, hat die Situation auch eher 
verschlechtert. Auf dieser Grundlage kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass eine Reform von Dublin menschenrechtskonform 
vonstattengehen wird. 

 

Thematisch mit der Gesetz zur Beschränkung des Familiennachzugs 
geregelt. Inhaltlich weit weg von der SPD Position.  
Hier werden Eltern und Schlepper in einen Topf geschmissen.  

 

Auch hier bewegt sich das Thema auf EU Ebene schleppend. Anfang 
2019 wurde beschlossen, dass Frontex bis 2027 ausgebaut werden soll.  
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Resettlement läuft auf niedrigem Niveau. Aktuell gibt es Bewegung 
beim Thema Relocation in Zusammenarbeit einiger europäischer 
Staaten (Frankreich, Italien, Malta, Deutschland) 

 

 

Gesetz zur Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutz-
berechtigten wurde beschlossen, jedoch deutlich weit weg von der SPD 
Positionierung. Zudem wurde Kontingent in 2018 nicht ausgeschöpft 
und auch nicht ins Jahr 2019 mitgenommen. Geschwisternachzug nicht 
möglich.  
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Das positivste Vorhaben im Bereich Migration ist im ganzen 
Migrationspaket im Sommer 2019 völlig untergegangen. Der öffentliche 
Effekt verpuffte, gerade auch, weil die Zielgruppe für eine weltoffene 
Politik durch die negativen Aspekte im Migrationspaket abgeschreckt 
wurde. Viele unnötige Hürden werden das Gesetz an sich nicht so 
effektiv wirken lassen. Dass es das Gesetz gibt, ist an sich ein Fortschritt 
auf symbolischer Ebene.  

 

Weiterhin nur Prosa. Keine konkreten Maßnahmen der 

Bundesregierung. 

 

Weiterhin nur Prosa. Keine neuen konkreten Maßnahmen der 

Bundesregierung.  
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Weiterhin nur Prosa. Keine konkreten Maßnahmen der 

Bundesregierung.  

 

Zur Finanzierung haben sich Bund und Länder im Juni 2019 verständigt. 
Weitere finanzielle Anreize für ein freiwilliges Engagement wurden 
nicht erarbeitet. 

 

Keine nennenswerten Fortschritte bei Sprachförderung und 
Integrationskurse. 
„Integrationsgesetz“ wurde entfristet, eine Evaluation der 
Wohnsitzregelung fand nicht wirklich statt.  

 

Zugangsvoraussetzungen mit dem 
Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz umgesetzt. 
Harmonisierung Arbeitsmarktzugang für Geduldete und Zugang zu 
Sprachkursen und Beschäftigung für diejenigen ohne gute 
Bleibeperspektive ohne große Fortschritte. 

 

Keine Fortschritte.  
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Bundesweit einheitliche Regelung sollte gerade angewendet werden, 
um restriktive Handhabung wie bspw. in Bayern zu unterbinden. Jedoch 
teilweise Vereinheitlichung auf bayrischem Niveau. Ausweitung auf 
Helferausbildung beschlossen.  
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Mit zweitem Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht 
beschlossen. Nicht alle Bundesländer haben AnKER-Zentren 
eingerichtet, da es zahlreiche Bedenken gerade von 
sozialdemokratischer Seite gibt.  

 

Beschlossen. 
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Mit Geordnete-Rückkehr-Gesetz beschlossen. Noch restriktiver als 
schon im Koalitionsvertrag festgehalten.  

 

Mit viel Kritik von Expert*innen wie Ulrich Kelber, dem 
Datenschutzbeauftragten beschlossen. Kelber betonte, das Grundrecht 
auf Datenschutz gelte nicht nur für deutsche, sondern auch für 
nichtdeutsche Staatsbürger – in diesem Punkt aber gebe es 
verfassungs- und europarechtliche Bedenken. 

 

Zusätzlich zu genannten Ländern auch noch Georgien als sicherer 
Herkunftsstaat im Bundestag beschlossen. Bundesrat blockiert.  
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Mit viel Kritik von Expert*innen wie Ulrich Kelber, dem 
Datenschutzbeauftragten beschlossen. Kelber betonte, das Grundrecht 
auf Datenschutz gelte nicht nur für deutsche, sondern auch für 
nichtdeutsche Staatsbürger – in diesem Punkt aber gebe es 
verfassungs- und europarechtliche Bedenken.  

 

Der Punkt wurde im Sommer 2019 umgesetzt. Leider wurde aber 
deutlich darüber hinaus eingegriffen und nicht gerade im progressiven 
Sinne. Zusätzlich wurden folgende Punkte verabschiedet: 
1. Als Voraussetzung für eine Einbürgerung soll die nebulöse 
Formulierung „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ 
eingeführt werden. 
2. Einbürgerungen sollen künftig 10 Jahre lang auf Probe sein.  
3. Künftig sollen sich nur noch Menschen einbürgern lassen können, 
deren Identität eindeutig geklärt ist. Das bedeutet, dass viele 
Geflüchtete auf absehbare Zeit keine Staatsbürger werden können. Das 
ist integrationspolitisch ein Desaster. 
 
 

 


